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Das Thema umfaßt den Zeitraum von 20 Jahren. Was ist in dieser Zeit 
geschehen?! Allein alle Ereignisse aufzuzählen, an welchen die DKP in 

dieser oder jener Weise beteiligt war, würde den Rahmen eines BIL-
DUNGSMAGAZINS sprengen. 

Eine andere schwerwiegende Frage: Wie beurteilen die verschiedenen 
Generationen von Genossinnen und Genossen die 20 Jahre unseres 

Wirkens? 
Da gibt es die Genossinnen und Genossen der antifaschistischen Gene-

ration, des Kampfes gegen Hitler, Faschismus und Krieg; 
oder jene, die unmittelbar nach 1945 zur kommunistischen Bewegung 

kamen und am demokratischen Neuanfang mitwirkten; 
eine andere Generation kam in den 12 Jahren des KPD-Verbots in die 

politische Arbeit; 
wieder eine andere gehört zur 68er-Generation; 

in den siebziger Jahren erlebte eine neue Generation von Kommunistin-
nen und Kommunisten sowohl den Beginn einer Entspannungspolitik 

als auch die neuerliche Zuspitzung der internationalen Lage; 
viele kamen zur DKP im Aufschwung der Friedensbewegung, im 

Kampf gegen die Stationierung der US-Atomraketen zu Beginn der 
achtziger Jahre; 

die jüngste Generation von Kommunistinnen und Kommunisten ist 
Zeuge des ersten großen Sieges der Friedensbewegung. 

Was ist das Unverzichtbare, das Unverlierbare der hinter uns liegenden 
20 Jahre? Einige Antworten gibt dieses BILDUNGSMAGAZIN -nur 

einige. Weitere Antworten bleiben der Diskussion, den nächsten Bil-
dungsthemen zum 70. Jahrestag der Gründung der KPD, zu den 40. 

Jahrestagen der Gründung der BRD und der DDR vorbehalten. 
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Herbert Mies, 
Vorsitzender der 
DKP, in Olden-
burg 
Foto: Koopmann 

~ 

Am 26. September 1968 wird die Deutsche Kommunistische Partei 
~ ~ gegründet. Von diesem Tag an begginnr 

wieder eine legale Kommunistische i inle~tun g Parten in unserem Lande zu wirken. 
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Das Verbot erfolgt 1956 auf einem 
Höhepunkt des Kalten Krieges. l 2 
Jahre später hat sich das internatio-
nale Kräfteverhältnis zugunsten 
dfer Fortschrittskräfte in der Welt 
verändert. Die reaktionären Vor-
stellungen imperialistischer Kräf-
te, einschließlich der westdeut-
schen,den Sozialismus, die Sowjet-
union, die DDR und die anderen 
sozialistischen Länder „von der 
Landkarte" streichen zu können, 
erweisen sich als illusionär. 

Ein nennenswerter Teil der west-
deutschen Öffentlichkeit, vor al-
lem in der 'Arbeiter-, der Jugend-
undStudentenbewegung, nimmt es 
nicht mehr länger passiv hin, daß 
eine Partei verboten ist, die als erste 
und entschieden gegen die Remili-
tarisierungdes Landes aufgetreten 
ist. 

Internationale und innere Fakto-
ren drängen darauf, in der Bundes-
republik die Bedingungen für das 
legale Wirken einer Kommunisti-
schen Partei zu schaffen. 

Die Wurzeln der DKP reichen wei-
ter zurück als in die Zeit unmittel-
bar vor der Neukonstituierung im 
Jahre 1968. 

„Die DKP ist hervorgegangen aus 
dem mehr als hundertjährigen 
Kampf der deutschen Arbeiterbe-
wegung gegen kapitalistische Aus-
beutungund Unterdrückung, gegen 
Militarismus und Krieg. Sie hat das 
Vermächtnis der revolutionären 
deutschen Sozialdemokratie und 
der Komunistischen Partei 
Deutschlands übernommen. In ihr 
lebt das Heldentum des antifaschi-
stischen Widerstandes und der mu-
tige Kampf derer fort, die nach der 
Befreiung vom Hitler faschismus für 
einen antifaschistisch-demokrati-
schen Neubeginn in unserem Lan-
de wirkten. "(Programm der DKP, 
S. 5) 

Wurzeln 
der DKP 
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turn Nachdenken 

  ~`" Cv~ -

~ ~~~~~ ~ ~ ~~ 
„Nur die kleinen deutschen 
Spießgesellen, die die Weltge-
schichte an der Elle und der je-
desmal„interessanten Zeitungs-
nachricht"messen, können sich 
einbilden, daß in der gleichen 
großen Entwicklung 20: Jahre 
mehr als ein Tag sind, obgleich 
nachher wieder Tage kommen 
können, worin sich 20Jahre zu-
sammenfassen. " 

(Karl Marx an Friedrich Engels, 9. April 1863, in 
Marx/Engels-Werke, Bd. 30, S. 342) 

In dieserTradition beteiligt sich die 
DKP seit 20 Jahren an den gesell-
schaftlichen Auseinandersetzun-
genunserer Zeit, leistet sie wichtige 
Beiräge vor allem zur Entfaltung 
der Arbeiter-, der Friedens- und 
der vielfältigen linken und demo-
kratischen Bewegungen. 
Sie ist ein Faktor der Ausdauer, der 
Kontinuität, der Qrganisation. Bei 
der Vielfalt der politischen Ereig-
nisse des Tages, bei Erfolgen und 
Niederlagen, behält sie unbeirrbar 
im Auge: 
„Unser Ziel ist die sozialistische 
Umgestaltung von Staat und Ge-
sellschaft. Dieses Ziel kann ~tetr ver-
wirklicht werden durch die Arbei-
terklasse, durch diegroßeMehrheit 
des Volkes . . ."(Aus der Erklärung 
zur Neukonstituierung einer Kom-
munistischen Partei, 1968) 

~ 0 Jahre —
rundlegende 

andlungen 
In den 20 Jahren der Existenz der 
DKP vollzieht sich ein grundlegen-
der Wandel in den Lebensbedin-
gungen der gesamten Menschheit. 

• Die Gefahr der Selbstvernich-
tung durch atomare Massenver-
nichtungswaffen ist heraufgezo-
gen. 

• Die Gefahr der Zerstörung un-
serer natürlichen Lebensgrundla-
gen durch die weitere Verschär-
fung der ökologischen Krise er-
reicht neue Dimensionen. 

• Der mit der wissenschaftlich-
technischen Revolution sich voll-
ziehendeUmbruch reicht bis in die 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
jedes einzelnen Menschen, verän-
dert auch die Kampfbedingungen 
der politischen und gewerkschaft-
lichen Arbeiterbewegung. 
Die heutige Umbruchsituation 
wird von uns vor 20 Jahren noch 
nicht in ihrer globalen Bedrohlich-
keit erkannt. Manche neuen Posi-
tionsbestimmungen erfolgen mit 
Verzögerungen, die nicht notwen-
dig gewesen sind. 
Die DKP ist jedoch bereits vor 20 
Jahren die erste Partei, die in der 
Hauptfrage, in der Frage Krieg/ 
Frieden, jene Auffassung formu-
liert, die heute Mehrheitsmeinung 
auch in unserem Volke ist: 
„Es ist für die Völker eine Lebens-
frage, daß es ihnen gelingt, einen 
militärischen Konflikt zu verhin-
dern uncl politische Entspanne{ng, 
friedliche Koexistenz durchzuset-
zen, die ~ratürlich den Kampf der 
beiden Systeme nicht aufhebt, aber 
verhindert, daßermitkriegerischen 
Mitteln ausgetragen wird. "(Thesen 
des Düsseldorfer Parteitages, 
1971) 
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Kurt Bachmann, 
der erste Vorsit-
zende der DKP 
nach ihrer Grün-
dung 
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K®nstit ier n der u u g 
Das Konstituierungsjahr 1968 ist kein 

D ~P 1 ~ ~ ~ 
zufälliges Datum. 
Drea Faktoren sind hervorzuheben: 
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Gegen die 
Folgen der 
Restaura-

tionspoltik 

1. Es entstehen um die Mitte der 
60er Jahre große gesellschaftliche 
Bewegungen, in denen erstmals 
neue Generationen und Kräfte ak-
tiv auf die politische Bühne des 
Landes treten. 
Sie wenden sich gegen die Folgen 
der Restaurations- und Rüstungs-
politik, die unter Kanzler Adenau-
er seit Gründung der Bundesrepu-
blikverfolgt worden war. Sie erhal-
ten zusätzliche Motivation, nach-
dem die SPD, von der viele Men-
schen eine entschiedene Opposi-
tionspolitik erwarten, in eine Gro-
ße Koalition mit der CDU/CSU 
eintritt. 
Letztlich richten sich diese Bewe-
gungen, ob es allen ihren Teilneh-
mern bewußt ist oder nicht, gegen 
eine politische Herrschaft, die die 
alten kapitalistischen Besitz- und 
Machtverhältnisse wiederherge-
stellt hat; die dafür die Wiederbe-
waffnung betreibt und Notstands-
gesetze zur möglichen Unterdrük-
kungder Arbeiter- und demokrati-
schen Bewegung ausarbeitet und 
verabschiedet. 
Sie wenden sich gegen jene anti-
kommunistischeStaatsdoktrin, die 
alles zu überwuchern droht, die de-
mokratischen Spielräume immer 
mehr einengt, ja sogar die außen-
politischen Bewegungsmöglich-
keitender Bundesrepublik zu blok-
kierendroht. 

DKP —Partei der 
Demokratie 

Am Tag ihrer Gründung erklärt die 
DKP: 

„Die innere Entwicklung der Bun-
desrepublik imSinne einerlebendi-
genDemokratie kann da~rch eine le-
gale Kommunistische Partei nur 
gewinnen. Ihr Eingreifen in die po-
litische und geistige Auseinander-
setzung wird den durch die anti-
kommunistischen Tabus einge-
schränkten Raum derDiskussions-
freiheit erweitern, die Schranken 

der Diffamierung und Bevormun-
dung durchbrechen. Auch dem 
Ansehen der Bundesrepublik im 
Ausland, im Westen wie im Osten, 
wird die Betätigungsfreiheit einer 
Kommunistischen Partei in diesem 
Lande förderlich sein. Was in Eng-
land, Frankreich und selbst in den 
USA erlaubt ist, darf in derBundes-
republik nicht länger unter Aus-
nahmerechtdes Kalten Krieges ste-
hen."(Erklärung zur Neukonstitu-
ierung einer Kommunistischen 
Partei, 1969) 
Diese Voraussage erweist sich als 
richtig. Die demokratische Selbst-
betätigung der Menschen nimmt 
rasch zu. Demonstrationen, früher 
eine wegen ihrer .Außergewöhn-
lichkeit bestaunte Aktionsform, 
werden zu einer Selbstverständ-
lichkeit,deren sich heute sogar Be-
amte oder Bankangestellte bedie-
nen. 
Es hat sich eine vielfältige progres-
sive politische Kultur entwickelt, 
die sich 'gründlich unterscheidet 
von Untertanenmentalität oder 
Kadavergehorsam. Die DKP prägt 
Begriffe wie „Gläsernes Rathaus" 
oder „Gläserne Taschen" der Kon-
zernherren, um Hintergründe von 
Entscheidungen offenzulegen, den 
Blick hinter die Kulissen zu öffnen, 
die wirklichen Machtstrukturen 
sichtbar zu machen. 
Nicht daß diese Veränderungen 
ausschließlich durch direktes Ein-
wirken von Kommunistinnen und 
Kommunisten sich vollzogen hät-
ten; aber mit der Existenz und mit 
dem Wirken einer legalen Kommu-
nistischen Partei mindert sich der 
autoritäre Druck, getrauen sich die 
Menschen, eine andere Meinung 
als die der Regierenden zu haberi; 
nehmen sie sich die Freiheit, ihre 
Interessen selbst wahrzunehmen.; 
Zahlreiche antikommunistische 
Tabus (Tabu =das Unantastbare) 
werden umgestoßen (ohne daß wir 
übersehen wollen, wie statt dessen 
andere, neue produziert werden). 
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Wichtige Aktionen der Arbeiterklasse 
1969 Die Septemberstreiks -spontane Streikaktionen gegen Real-

lohnverlust und die Verteidigung demokratischer Mitbe-
stimmungsrechte. 

1972 Politische Streiks für die Rati zierengg der Ostverträge, gegen 
die CDU/CSU-Versuche, anzlerBrandtzustürzen. 

1978 Beginn der ersten Streikaktionen der Stahlarbeiter für die 35-
Stunden-Woche. 

1979 Weitere Streiks für die 35-Stunden-Woche. 
1981 1,5 Millionen Arbeiter, Angestellte und Beamte beteiligen 

sich an der Unterschriftensammlung des DGB für„Frieden 
und Abrüstung`: 

1981 Es entstehen betriebliche Friedensinitiativen gegen die Statio-
nierungder US Atomraketen. 

1982 Erste IVlassendemonstration der Gewerkschaften gegen So-
zialabbau. 

1982 Zahlreiche Gewerkschafter und Betriebsbeie scha ften betei-
ligen sich an def• Demonstration der 400.00 für Frieden 
und Abrüstung in Bonn. 

1983 350.000 Metallarbeiter streiken gegen Arbeitsplatzvernich-
tung. 130.000 demonstrieren in Bonn. 

1984 Die Metallarbeiter, Drucker und Setzer streiken für die 35-
Stunden-Woche. 

1985 Streikaktionen der Werftarbeiter gegen Arbeitsplatzvernich-
tungg. 

1985 600. DOO beteiligen sich amAktionsherbst der Gewerkschaften 
gegen den Sozialabbau, für die Sicherung von Arbeitsplät-
zen. 

1986 1,6Millionen Gewerkschafterstreiken und demonstrierenge-
gendie Verschärfung des ~ 116 desArbeitsförderungsgeset-
zes. 7, 6 Millionen Arbeiter und Angestelllte beteiligen sich 
am ersten „Arbeitervotum" gegen die Aushöhlung des 
Streikrechtes. 

1987 Aktionen der Stahlarbeiter gegen die Vernichtung von Ar-
beitsplätzen. 

1988 Fortsetzung der Aktionen der Stahlarbeiter. Aktionen der 
Postgewerkschafter gegen die „Privatisierungspläne 
Bonns ".Aktionen der Angestellten im Handel gegen die 
Verlängerung derArbeitszeit. 
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„Neue Ost- 
polztk” 

Angetastet wird das Tabu, mit 
Kommunisten generell nicht zu-
sammenzuarbeiten. Angetastet 
wird das Tabu, keinerlei kommuni-
stische Vorschläge zu beachten 
oder gar anzunehmen. Umgesto-
ßenwird das Tabu, mit regierenden 
Kommunisten nicht zu ver}sandeln. 

Verändertes ~räfte-
~erhältnis 

2. Die positiven Veränderungen 
haben auch internationale Ursa-
chen. Die herrschenden Kreise in 
der kapitalistischen Welt, darun-
ter die der Bundesrepublik, sind 
zur Anpassung an neue Gegeben-
heiten gezwungen. Eine solche 
Anpassung drückt sich in der da-
mals verkündeten „neuen Ostpoli-
tik" aus, die zahlreiche Vereinba-
rungenzwischen „Ost" und „West" 
zum Ergebnis hat. Später wird die-
ser Zeitabschnitt als „Zeit der er-
stenEntspannung" bezeichnet. Die 
Verträge der Bundesrepublik mit 
der Sowj etunion, mit Polen, mit der 
CSSR, der Vertrag über Westber-
linund schließlich die Verträge mit 
der DDR haben positive Wirkun-
genfür Frieden und Sicherheit. Die 
Politik der friedlichen Koexistenz 
beginnt erste Früchte zu tragen, 
wie die damaligen zahlreichen Ab-
kommen zwischen der Sowjetuni-
on und den USA beweisen. 
Die Kommunistinnen und Kom-
munisten können ohne Übertrei-
bung von sich selbst sagen, daß 
Frieden und Völkerverständigung 
zu allen Zeiten ihre Hauptziele 
sind. Ein freundschaftliches Ver-
hältnis zur Sowjetunion anzustre-
ben, das forderten wir, als alle an-
derennoch tief in den Schützengrä-
ben des Kalten Krieges saßen. Wir 
sind die einzige Partei, die voraus-
sagte, daß der Tag kommen wer-
de, an dem man nicht nur mit der 
Sowjetunion verhandeln, sondern 
auch die DDR anerkennen werde. 
Damals wurden Kontakte zur 

DDR noch polizeilich verfolgt 
oder mit Gefängnishaft bestraft. —
1987 muß Erich Honecker mit al-
lenstaatlichen Ehren in Bonn emp-
fangen werden! 

~~e ~®I1tlnLll~ä~ 

®~nnlj~niStilSChen 

~~ndelns 
3. Neben den positiven Verände-
rungen im internationalen und im 
inneren Kräfteverhältnis spielen 
die Kommunistinnen und Kom-
munisten selbst eine entscheiden-
deRolle, daß es 1968 zur Neukon-
stituierung einer Kommunisti-
schen Partei kommen kann. Trotz 
Verbot und Verfolgungen wirken 
die Kommunistinnen und Kom-
munisten ununterbrochen in allen 
Kämpfen und Bewegungen der 
Jahre 1956 bis 1968. 
Ihre Hauptaktivitäten richten sich 
auf den Kampf gegen die Not-
standsgesetze, die, von der CDU/ 
CSU initiiert, von der Mehrheit der 
Großen Koalition verabschiedet, 
ein Instrument sind, mit dessen Hil-
fe die Verfassung außer Kraft ge-
setzt,die Tätigkeit der Parteien und 
Gewerkschaften unterbunden, das 
Streikrecht ausgesetzt werden 
kann. 
Ebenso großen Anteil haben die 
Kommunistinnen und Kommuni-
sten ander Entwicklung der Oster-
märsche, der jährlich wiederkeh-
renden bedeutendsten Friedens-
manifestationvor allem gegen Plä-
ne zur Atombewaffnung der Bun-
deswehr. 
Die Kommunistinen und Kommu-
nisten sind mit großem Einsatz bei 
den Demonstrationen und Kund-
gebungen für die Beendigung der 
US-Aggression gegen Vietnam. 
In ganz persönlichem Engagement 
treten die antifaschistischen Wi; 
derstandskämpfer aus dem kom= 
munistischen Reihen gegen den 
Neonazismus auf. Ihren Initiativen 
ist es zuzuschreiben, daß es an vie-
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len Orten zu antifaschistischen 
Bündnissen zwischen Kommuni-
sten und Sozialdemokraten, Ge-
werkschaftern, Christen und Libe-
ralen kommt und die neonazisti-
sche Partei NPD gehindert wird, in 
den Bundestag einzuziehen. Daß 
heute ein neues antifaschistisch-
demokratisches Bewußtsein ent-
standen ist, ist nicht zuletzt auf das 
kontinuierliche Wirken vor- allem 
der antifaschistischen Wider-
standskämpfer inund mit der DKP 
zurückzuführen. 
Trotz noch andauernden Partei-
verbotssind Kommunistinnen und 
Kommunisten aktiv tätig für die 
Verbreitung kommunistischer 
Vorschläge, Forderungen, Ziele 
und Ideen. Sie beteiligen sich als 
Einzelkandidaten an Parlaments-
wahlen, sie gebezi als „Privatperso-
nen" kommunistische Zeitungen 
und Flugblätter heraus. 

In zahlreichen Städten initiieren sie 
die Gründung Marxistischer Stu-
diengesellschaften. 1968 zählen 
diese mehr als 60 Einrichtungen 
bundesweit mit bis zu 2 000 Teil-
nehmern an verschiedenen Kurs-
reihen. 
Schließlich ergreifen Kommuni-
stinnen und Kommunisten die Ini= 
tiative für die Gründung von Aus-
schüssen für die Wiederzulassung 
der KPD. Sie gibt es bald in allen 
Bundesländern. Ihnen schließen 
sich zahlreiche Gewerkschafter 
und nicht wenige Menschen an, die 
nicht länger dulden wollen, daß 
Kommunisten in der Bundesrepu-
blik als Menschen zweiter Klasse 
behandelt werden; die generell die 
Fesseln des Antikommunismus 
überwinden wollen. Viele von ih-
nen haben in den Bewegungen 
Kommunistinnen und Kommuni-
sten kennengelernt, schätzen ihre 

Ausschüsse 
fcsr KPD-
Wiederzulas-
sung 



„...nur in der I)I~P.” 
„Die Existenzberechtigung politischer• Parteien und Gruppierungen ist 
letztlich eine Fra e der Inhalte, der Ziele. Und da können die Fragen ja 
nur lauten: Sind diese Ziele überholt oder überlebt, oder gibt es andere 
Parteien und politische Organisationen, von denen sie vertreten werden 
oder sogar wirksamer vertreten werden ? Beides muf3 man verneinen... 
Das Ziel der ÜberwindungdesKapitalismusund derErrichtLcngeinerso-
zialistischen Gesellschaft, der politischen Macht der Arbeiterklasse ist 
von der Sozialdemokratie seit 1914 aufgegeben... 
Und die Grünen behaupten nicht, daf.3sie Sozialisten sind odersozialisti-
scheZiele anstreben. Sie weichen furchtsam sogar den Begriffen Kapital 
und Kapitalismus aus... 
Wer also bei uns davon überzeugt ist, daf3 der Kapitalismus überwunden 
werden muf3, weil er zum Hemmnis des menschlichen Fortschritts ge-
worden ist, wer an derAu ass kg festhält, daf3 dies nur durchie soziali_ 
stzsche Umwalzung dej rodu tionsverhaltntssegesehehen ann, hat 
im Sinner einer, wenn auch kleinen, politischen Partei -eine Vertretung 
nur in der DKP. " 

(Prof. Dr. Josef Schleifstein: „Der Intellektuelle in der Partei", Verlag Arbeiterbewegung und 
Gesellschaftswissenschaft, Marburg, 1987) 

organisatorischen Fähigkeiten und 
ihren politischen Durchblick. Sie 
verlangen, daß deren Partei außer 
Verfolgung gesetzt wird. Sie for-
dern eine legale Kommunistische 
Partei, um die demokratische Be-
wegung insgesamt zu stärken. 

Schluß mit dem 
KPD-Verbot! 

Im ganzen Lande finden 1967/68 
Demonstrationen, Versammlun-
gen, Info-Stände statt, deren 
Hauptforderung lautet: „Schluß 
mit dem KPD-Verbot!" Im Februar 
1968 wird der Entwurf für ein Pro-
gramm der KPD auf einer Presse-
konferenz vorgelegt. Die offen auf-
tretenden Genossinnen und Ge-
nossen werden festgenommen, das 
Programm beschlagnahmt. 
Dennoch werden die Forderungen 
nach Aufhebung des KPD-Ver-
botsstärker. Innerhalb eines Jahres 
sind es 184 Veranstaltungen mit ca. 

36 000 Teilnehmern, auf denen 
Kommunistinnen und Kommuni-
sten ihre aktuellen Forderungen 
unterbreiten und ihre Vorstellun-
gen zur künftigen politischen und 
gesellschaftlichen Entwicklungder 
Bundesrepublik vortragen. 

Endlich muß auch Bonn sein Ohr 
diesen Forderungen öffnen. So-
zialdemokratische Minister wer-
den bei ihren Auslandsreisen wie-
derholtgefragt, was man von einer 
Demokratie halten solle, die eine 
legale Betätigung der Kommuni-
sten unter Strafe stelle. 

Der spätere Bundespräsident Gu-
stav Heinemann, ein Gegner des 
Adenauer'schen politischen Straf-
rechts, wird Justizminister. Erund 
Brandt, der damals Vizekanzler ist, 
befürworten aus „innen- und au-
ßenpolitischen Gründen" eine 
„neu zu konstituierende Kommu-
nistische Partei". 

10 



---~--.---- = --•- - 
n nn ~_n n~:s~~~~ ~` ~: (1 ~ ~ ~.i ~1 I~i~ ~ 

r~~ r c. ~~"~..~ v:vt; ~, ~. '~..~' t ~' c.,.gr ~ ~" ~..~ . 
~~~ 

~~~r~r 
~ ,~ 

Unter den Kommunistinnen und 
Kommunisten wird die Frage dis-
kutiert, ob trotz Fortbestehens des 
Verbotsurteils gegen die KPD die 
Neugründung einer Kommunisti-
schen Partei vorzunehmen sei. 
Noch immer bestehen Haftbefehle 
gegen mehr als 100 Mitglieder und 
Funktionäre der verbotenen KPD. 
Die Kommunistinnen und Kom-
munisten werden sich klar: 
Einerseits reicht die Kraft der de-
mokratischen Bewegung nicht, das 
KPD-Verbot mit allen seinen Wei-
terungen aus der Welt zu schaffen; 
andererseits aber gelingt es den 
Herrschenden schon nicht mehr, 
jede legale kommunistische Betäti-
gung zu unterbinden. 
In dieser Situation gehen die Kom-
munistinnen und Kommunisten in 
die Offensive. Sie nehmen die Neu-
konstituierung der Deutschen 
Kommunistischen Partei vor. 
„Nur eine Partei, die die Ideen von 
Marx, Engels und Lenin zur 

Grundlage ihres Handelns macht, 
kann unserem Volke, besonders 
der arbeitenden und studierenden 
Jugend, einen Weg zur Verände-
rung der Verhältnisse, zu demo-
kratischem Fortschritt und zum 
Sozialismus weisen." So stellt die 
DKP in ihrer Gründungserklärung 
fest. Von dieser Grundlage ist die 
Deutsche Kommunistische Partei 
trotz vielfacher Anfechtungen von 
rechts und „links" in allen Phasen 
ihrer Entwicklung nicht abgewi-
chen. 

Notwendigkeit und 
I`~I®glichkeit 

Zusammenfassend: Die Bildung 
der DKP im Jahre 1968 ist notwen-
dig und möglich geworden. 
• Notwendig, weil es einer Kraft 
bedarf, die in der Vielfalt der Be-
wegungen das Gesamtinteresse 
der demokratischen und Arbeiter-
bewegung zum Ausdruck bringt; 

:y ~ 
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• weil es einer Kraft bedarf, die bei 
allem Auf und Ab für Kontinuität 
und Unermüdlichkeit in Aktionen 
sorgt; 
O weil Bewußtsein vermittelt wer-
denmuß, nicht bei Teilerfolgen ste-
henzubleiben,sondern den Durch-
blick auf die gesellschaftlichen 
Gesetzmäßigkeiten zu schaffen, 
die erst bei grundsätzlichen Verän-
derungen in den Besitz- und 
Machtverhältnissen letztlich zu 
dauerhaften Lösungen führen. 

• Möglich wird die Bildung einer 
legalen Kommunistischen Partei, 
weil es in den 60er Jahren zu einer 
qualitativ veränderten innen- und 
außenpolitischen Situation in der 
Bundesrepublik kommt; 

• weil sich international die Wen-
de vom Kalten Krieg zur Entspan-
nung anbahnt; 

• weil sich unter dem Anpas-
sungszwang des Imperialismus 
vernünftigere Elemente durchset-
zen, die zu mehr Demokratie und 
internationaler Verständigung be-
reit sind; 

• weil die demokratische und Ar-
beiterbewegung Kräfte entwickelt, 
die die Forderung nach einer lega-
len Kommunistischen Partei unter-
stützen; 

• schließlich, weil die Kommu-
nistinnen und Kommunisten nach 
12jähriger Illegalität die Kraft auf-
bringen, die selbständige Organi-
sation einer revolutionären Arbei-
terparteiunter neuen Bedingungen 
zu schaffen. 
Innerhalb weniger Wochen nach 
dem 26. September 1968 bilden 
sich bis Ende Oktober 1968 mehr 
als 220 Orts- und Stadtteilgrup-
pen, 40 Betriebsgruppen, 123 
Kreis- und zehn Landesvorstände 
der Deutschen Kommunistischen 
Partei. 

12 



Organische Verbin-
dung von ~'radition 

und Neuerri 
Zu den neuen Mitstreitern gehören 
hervorragende Vertreter neuer in 
die politischen Geschehnisse ein-
greifenderGenerationen. Das sind 
Arbeiter und Angestellte, Be-
triebsräteund Vertrauensleute, die 
in den Arbeiter- und Gewerk-
schaftskämpfen der 60er Jahre ih-
ren Weg zur Kommunistischen 
Partei gefunden haben. Sie haben 
sich nicht nur von der „Sozialpart-
nerschafts"-Ideologie gelöst, sie 
haben Klassenbewußtsein entwik-
kelt, was sie zur organisatorischen 
Konsequenz der Mitgliedschaft in 
der revolutionären Arbeiterorga-
nisation veranlaßt. 
Das sind vor allem hervorragende 
Leute aus der Jugend- und Studen-
tenbewegung. Sie kämpfen zu-
nächst gegen die konservativen 
Autoritäten, für eine demokrati-
scheHochschulreform. Sie werden 
zu Aktivisten der Anti-Notstands-
bewegung und der Bewegung ge-
gendie US-Aggression in Vietnam. 
Sie bringen neue Aktionsformen 
ein, von denen die Kommunistin-
nen und Kommunisten viel lernen. 
(Demonstrationen im Dauerlauf 
mit den Rufen „Ho, Ho, Ho Tschi 
Minh" und an der Seite von Rudi 
Dutschke sind für ältere Genossin-
nen und Genossen zunächst unge-
wöhnlich; ebenso „sit ins", Sitz-
streiks auf Straßen, Plätzen oder in 
„offiziellen Räumen".) 

Große Impulse, wichtige Anregun-
genund aktive Mitstreiterinnen er-
hältdie DKP aus der Frauenbewe-
gung.Sie selbst bringt ihre Klassen-
positionen in sie ein, schafft die 
Verbindung zur Arbeiterbewe-
gung —ein großer Erfolg. 
In und mit der DKP entsteht eine 
organische Verbindung von tradi-
tionellen Erfahrungen der Arbei-
terbewegung mit aktuellsten Er 

Zum Nachdenken 

„Im schlichten Gewand einer Orga-
nisationsbestimmungzeigt sich die 
hohe Einschätzung der subjektiven 
Kräfte geschichtlichen Geschehens, 
des bewußten, planmäßigen Zu-
sammenwirkenseinzelner, vielerzu 
einem einheitlichen, zielgebenden 
Willen. " 

(Clara Zetkin, aus "Die Rote Fahne", Nr. 61/1923) 

lebnissen und daraus abgeleiteten 
Erkenntnissen der jungen Frauen 
und Männer, der neuen Akteure 
auf der politischen Bühne. 
Die politische Kultur der DKP ist 
von Anfang an geprägt von großer 
Diskutierfreudigkeit und vielfälti-
ger Aktionstätigkeit. Die älteren 
Genossinnen und Genossen, die 
vor 1933 aktiv waren und während 
des Faschismus ihr Leben nicht 
schonten, bringen die revolutionä-
ren Eigenschaften wie Mut, Stand-
haftigkeit und Ausdauer ein. Die 
Genossinnen und Genossen der 
„ersten Stunde" nach 1945 verfü-
gen über die Erfahrungen antifa-
schistisch-demokratischen Enga-
gements, ihres Kampfes gegen die 
Restaurierung alter Besitz- und 
Machtverhältnisse, des Wirkens 
gegen die Remilitarisierung. Und 
da sind die Genossinen und Genos-
sen, die während der 12jährigen 
Verfolgung unter Adenauer Diszi-
plin und die Fähigkeit gelernt ha-
ben, legale und illegale Kampffor-
men wirkungsvoll miteinander zu 
verbinden. 
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